Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr« 1958 


Antrag 

der Fraktion der KPD 


Der Bundestag wolle beschließen, dem folgenden Gesetzentwurf 
seine Zustimmung zu erteilen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Abänderung von Bestimmungen in dem Gesetz 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung (AVAVG) vom 16. Juli 1927 (RGB1.I S. 187) in 
der zur Zeit geltenden Fassung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(AVAVG) vom 16. Juli 1927 (RGBl. I S. 187) in der zur Zeit gel- 
tenden Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 60 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 ° 

Die Arbeitsämter üben die Arbeitsvermittlung und Berufs- 
beratung unentgeltlich aus.” 

2. § 63 Absatz 2 erhält folgende Fassung : 

„(2) Ist die schriftliche Anzeige erstattet, so hat der Arbeits- 
vermittler dem Arbeitsuchenden von der Tatsache des Aus- 
standes oder der Aussperrung Kenntnis zu geben. Eine 
Vermittlung hat in diesen Fällen auf jeden Fall zu unter- 
bleiben. 51 

Absatz 3 wird gestrichen. 

3. Dem § 74 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Versicherungsfreiheit der Beschäftigung als Lehrling, 
Anlernling oder Praktikant erlischt 12 Monate vor dem 
Tag, an dem das Lehr- oder Arbeitsverhältnis durch Zeit- 
ablauf endet. 55 

4. § 87 erhält folgende Fassung: 

„§ 87 

Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung hat, wer unfrei- 
willig arbeitslos, arbeitsfähig und arbeitswillig ist. Die 
Anwartschaft ist erfüllt, sobald der Arbeitslose in einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung gestanden hat.” 

5. § 90 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer sich ohne berechtigten Grund trotz Belehrung über 
die Rechtsfolgen weigert, eine Arbeit anzunehmen oder 
anzutreten, erhält für vier Wochen keine Arbeitslosen- 
unterstützung.” 

Absatz 2 Ziffer 5 wird gestrichen. 


Druck: Buchdruckerd R. Madel, Bonn, Argeianderstraße 81 
Alleinvertrieb : Dr. Hans Heger. Andernach, Breite Straße 30 



6. § 91 wird getrieben. 

7. § 92 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Teilnahme an der von den Arbeitsämtern durch- 
geführten beruflichen Aus- und Fortbildung ist für den 
Arbeitslosen freiwillig. Entstehende Kosten werden dem 
arbeitslosen Teilnehmer durch das Arbeitsamt ersetzt.” 

8. § 95 wird gestrichen. 

9. § 99 erhält folgende Fassung: 

.§ 99 

Die Arbeitslosenunterstützung wird für die Dauer der 
unfreiwilligen Arbeitslosigkeit gewährt.” 

10. § 100 wird gestrichen. 

11. In § 105 Absatz 1 wird der letzte Satz 

„Ein höheres Arbeitsentgelt als 10,— DM täglich, 70,- DM 
wöchentlich oder 300, — DM monatlich darf nicht zugrunde 
gelegt werden.” 

gestrichen. 


Absatz 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Die Unterstützung bei Arbeitslosigkeit beträgt 
wöchentlich für jede Deutsche Mark des 


Arbeitsentgelts nach Absatz 1 bis 
für jede weitere Deutsche Mark bis 
für jede weitere Deutsche Mark bis 
für jede weitere Deutsche Mark bis 
für jede weitere Deutsche Mark bis 
für jede weitere Deutsche Mark bis 
für jede weitere Deutsche Mark bis 
für jede weitere Deutsche Mark bis 
für jede weitere Deutsche Mark bis 


12 .- 

DM 

85 

v.H. 

15.- 

DM 

80 

v.H. 

18.- 

DM 

75 

v.H. 

24.- 

DM 

70 

v.H. 

30.- 

DM 

60 

v.H. 

36.- 

DM 

50 

v.H. 

48.- 

DM 

40 

v.H. 

60.- 

DM 

30 

v.H. 

70.- 

DM 

25 

v.H. 


12. § 106 erhält folgende Fassung: 

.§ 106 

Als Familienzuschlag werden für den ersten zuschlags- 
berechtigten Angehörigen 40 v. H., für jeden weiteren 
Angehörigen 30 v. H. der Arbeitslosenunterstützung ge- 
währt.” 


13. § 107 erhält folgende Fassung: 

.§ 107 

Im Einzelfall dürfen Hauptunterstützung und Familien- 
zuschläge zusammen 90 v. H. des Arbeitsentgelts nach 
§ 105 Absatz 1 nicht übersteigen.” 

14. § 110 erhält folgende Fassung: 

»§ HO 

Arbeitslosenunterstützung wird vom Tage des Beginns 
der Arbeitslosenmeldung an bei dem zuständigen Arbeits- 
amt gewährt.” 


Die §§ 110 a und 110 b werden gestrichen. 


15. § 130 erhält folgende Fassung: 


„§ 130 

Arbeitnehmern, die in einer versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung stehen, aber in einer Kalenderwoche infolge 
Arbeitsmangel, die in ihrer Arbeitsstätte übliche Zahl 
von Arbeitsstunden nicht erreichen und deswegen Lohn- 
ausfall haben, muß Kurzarbeiterunterstützung aus Mitteln 
der Arbeitslosenversicherung gewährt werden.” 



16. § 135 erhält folgende Fassung: 

„§ 135 

Sind Empfänger von Arbeitslosenunterstützung an der 
Aufnahme einer Arbeit von längerer Dauer verhindert, 
weil ihnen die erforderliche Arbeitsausrüstung nicht zur 
Verfügung steht, so ist das vermittelnde Arbeitsamt ver- 
pflichtet, das Fehlende aus Mitteln der Arbeitslosenver- 
sicherung zur Verfügung zu stellen. Eine Rückerstattung 
ganz oder teilweise findet nicht statt.” 

17. § 136 erhält folgende Fassung: 

*§ 136 

Haben Empfänger von Arbeitslosenunterstützung eine 
Arbeitsstelle angenommen, in der sie vollen Verdienst 
erst erreichen können, wenn sie erforderliche Fertigkeit 
erlangt haben, so ist ihnen für die Dauer bis zur Er- 
reichung dieser Fertigkeit ein Zuschuß als Ausgleich zum 
Arbeitsentgelt zu gewähren.” 

18. § 139 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Werden nach den ßestimmungen der Absätze 1 bis 3 
öffentliche Notstandsarbeiten gefördert, so ist iro Be- 
nehmen mit den zuständigen Gewerkschaften der für 
solche Arbeiten vorgesehene Tariflohn festzusetzen.” 

Absatz 5 wird gestrichen. 

19. Dem § 142 wird folgender Satz angefügt: 

„Erforderliche Mehraufwendungen werden durch den 
Bund übernommen.” 


20 . § 
21 . § 


169 Absatz 4 wird gestrichen. 
171 erhält folgende Fassung: 

*§ 171 


Das Arbeitsamt kann Ermittlungen jeder Art mit Aus- 
schluß eidlicher Vernehmungen an stellen, insbesondere 
den Arbeitslosen zur Prüfung seiner Arbeitsfähigkeit 
ärztlich untersuchen lassen.” 


22. § 173 Absatz 2 wird gestrichen. 

23. § 205 wird gestrichen. 

24. § 260 wird gestrichen. 

25. § 260 a wird gestrichen. 


Artikel 2 

Alle Verordnungen der Länder der amerikanischen, britischen und 
französischen Besatzungszone über Arbeitslosenfürsorge werden mit 
der Verkündung dieses Gesetzes außer Kraft gesetzt. 


Artikel 3 

Das Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 19. Februar 1951 


Kohl (Stuttgart) 
Renner und Fraktion 



